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Frankreich zwischen den Jahren
1981 und 1997: Kontinuität oder
Pfadwechsel?1
Zusammenfassung
Der Beitrag arbeitet die wesentlichen Ele¬
mente und Tendenzen in den famihenpohti¬
schen Reformen Frankreichs heraus Er
fragt, inwieweit politische Debatten und 1-
deologische Kontroversen zwischen dem
linken und dem rechten Lager den Refor¬
men unmittelbar ihren Stempel aufdrucken
konnten Wichtige Wendepunkte in der
Richtung der Politik, in denen vom Pfad,
auf dem die Familienpolitik sich fortbeweg¬
te, abgewichen wurde, sollen identifiziert
werden Gibt es überhaupt solche Wende¬
punkte und Pfadwechsel*7 Um diese Frage
beantworten zu können, muss der politische
Kontext berücksichtigt werden, wozu auch
die Tatsache zahlt, dass im Untersuchungs¬
zeitraum sechsmal die Regierungsmacht
zwischen Links und Rechts wechselte Der
Beitrag rekonstruiert verschiedene Refor¬
men und fragt nach den Hauptakteuren im
Reformprozess Er mundet in der Identifi¬
zierung einer „wohlfahrtsstaathchen Elite*'
im Feld der Familienpolitik
Schlagworte Familienpolitik (franzosische),
Elite, hausliche und außerhausliche, kollek¬
tive und individualisierte Kinderbetreuung
Abstract
This contribution answers the following
questions What are the mam continuities or
the main turning points in French family
policies between 1981 and 19979 Can we
identify such turning points and if so, to
what extent do they constitute a deviation
from a trodden path9 Mainstream arguments
suggest that changes in political power lead
to changes in the politics and objectives of
family policies In contrast to this assump-
tion we argue that a „welfare ehte" survived
the many changes of govemment and con-
tnbuted to the continuity of family policy
logics in France The essay first elaborates
the various family policy reforms, it, then,
identifies the main actors
Keywords (French) family policy, welfare
ehte, collective and individual childcare fa¬
cilities
1 Die Redaktion bedankt sich bei Frau Prof Dr Ilona Ostner für die Übersetzung dieses
Artikels
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Einleitung
Zwischen 1981 und 1997 wurde die franzosische Familienpolitik insgesamt
sechsmal reformiert, wobei die verschiedenen Reformen (die Franzosen sprechen
von „Planen") die Namen der jeweiligen Hauptverantworthchen trugen So wur¬
den 1981 der „plan Johanet", 1983 sowie 1985 der „plan Dufoix", 1986 der „plan
Barzach", 1994 der „plan Veil" und 1997 schließlich der „plan Jospin" verab¬
schiedet Der Beitrag versucht, die wesentlichen Elemente und Tendenzen in die¬
sen Reformen herauszuarbeiten Er fragt, mwieweit politische Debatten und ideo¬
logische Kontroversen zwischen dem linken und dem rechten Lager den Reformen
unmittelbar ihren Stempel aufdrucken konnten Schließlich geht es dämm, einige
wenige wichtige Wendepunkte in der Richtung der Politik zu identifizieren, in de¬
nen vom Pfad, auf dem die Familienpolitik sich fortbewegte, abgewichen wurde
Gibt es solche Wendepunkte und Pfadwechsel7 Um diese Frage beantworten zu
können, muss der politische Kontext berücksichtigt werden, wozu auch die Tatsa¬
che zahlt, dass im Untersuchungszeitraum sechsmal die Regiemngsmacht zwi¬
schen Links und Rechts wechselte Wer waren die Hauptakteure im Reformpro-
zess9
Die wissenschaftliche Diskussion hat generell unterstellt, dass die Steuerungsfa-
higkeit des Zentralstaates in der Sozial- und Familienpolitik gering ist Es wurde
sogar behauptet, dass sie wahrend der letzten zwanzig Jahre im Zuge der Dezentra¬
lisierung sozialpolitischer Maßnahmen (etwa seit 1983), die vor dem Hintergrund
der Finanzknse des Staates und Strategien zur Kostendampfung zu sehen sind,
weiter geschwächt wurde Die mangelnde Steuerungsfahigkeit lasst sich in drei
Problemen zusammenfassen
o Der Komplexität der Sozialadmmistration, m der kontinuierlich Zuständigkeiten
für Sozial-, Beschafhgungs- und Gesundheitspolitik usw wechseln,
o den geringen Ressourcen im Hinblick auf die Legitimität wie auch die Expertise
der Verwaltung,
o dem im Vergleich z B zum Finanzressort, aber auch zu den Sozial- und Berufs¬
verbanden genngen politischen Gewicht und Einfluss der Sozialburokratie
Vor diesem Hintergrund haben wir uns entschlossen, zwei sozialpolitische Pohtik-
felder - die Familien- und die Gesundheitspolitik - aus der Sicht der Verwaltungs¬
spitzen zu untersuchen und so etwas wie eine „Wohlfahrtsstaatseilte" zu identifi¬
zieren Es gmg uns um den Nachweis, dass solch eine Elite, die man durch die
Merkmale der Macht, die Agenda zu setzen, der Möglichkeit, den politischen Ent-
scheidungsprozess und die Gestalt der Reform zu beemflussen, naher bestimmen
kann, tatsachlich existiert Deshalb führten wir Expertengesprache mit Mitgliedern
der Kabinette des Premier- und des Sozialministers sowie mit Mitgliedern des Fi-
nanzministenums, die sich mit Fragen der Finanzierung der Sozialversicherung be¬
fassen, femer mit Fuhrungskraften der Verwaltung der Famihenkassen usw (vgl
auch Hassenteufel, Bachyr, Genyes & Martin, 1999)
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Unsere empinsche Untersuchung kombinierte drei Ansätze
(1) Emen soziographischen Ansatz, der den sozialen und politisch-adrrnnistrativen
Werdegang von 133 Spitzenbeamten, die wahrend des Untersuchungszeitraums
den verschiedenen Ministerien und Kabmetten in den uns mteressierenden re¬
levanten Pohtikfeldern angehorten, die wir vergleichen wollten Im Bereich der
Gesundheitspolitik bzw , wie wir es lieber nennen, „Schutz im Fall von Krank¬
heit" („protection maladie") sowie in der Familienpolitik,
(2) In einem zweiten Zugang interessierten wir uns für die handlungsleitenden I-
deen der zentralen „Macher" m den beiden Pohtikfelder Hier identifizierten
wir 43 Spitzenpolitiker bzw -beamte, die über die Jahre hmweg (mehr als drei
jähre lang) außerordentliche Machtressourcen (administrative, politische, quah-
fikatonsche, soziales und kulturelles Kapital) anhäufen konnten,
(3) Im Mittelpunkt unseres Interesses stehen allerdings die Interaktionen jener 43
Fuhmngskrafte mit den an den EntScheidungsprozessen beteiligten Personen
Wir lenkten unseren Blick auf die Akteure, die die maßgeblichen famihen- und
gesundheitspohtischen Entscheidungen im Untersuchungszeitraum auf den
Weg brachten Es ging u a dämm, Richtungswechsel und Kontinuitäten in den
politischen Maßnahmen auszumachen Wir rekonstruierten Schlusselsituatio-
nen im Entscheidungsprozess u a durch Interviews, eine detaillierte Analyse
der jeweiligen Reform und der sie begleitenden politischen und parlamentari¬
schen Debatten
Unser akteurszentrierter Ansatz lauft Gefahr, die Rolle der Akteure zu über¬
zeichnen und damit zu reifizieren Dass namlich das von uns vermutete Ergebnis
unserer Untersuchung - die Existenz und Wirkungsmachtigkeit emer Wohlfahrts-
staatsehte - unsere Suche bestimmt, Überraschungen dadurch ausgeschlossen sind
Wir haben dieses Problem durch Kontrastierung der Informationen aus den Inter¬
views angegangen
Derart methodisch gemstet stießen wir Schritt für Schritt tatsächlich auf eme
wohlfahrtsstaathche bürokratische Elite im politischen Entscheidungsprozess so¬
wie auf Barrieren, die ihrer Einflussnahme Grenzen setzten Dabei handelte es sich
hauptsachlich um politische Zwange und Vetopositionen der verschiedenen Lob¬
bygruppen
Nimmt man die Frage der Steuerungsfahigkeit staatlicher Politik zum Aus¬
gangspunkt der Betrachtung, dann hilft unsere Untersuchung gegenläufige Ten¬
denzen zu entdecken Gemeinhin geht die Forschung davon aus, dass sich das
franzosische Modell staatlicher Politik, das vor allem für die 1960er und 1970er
Jahre ausgemacht werden konnte und in seinem Kern durch em ausgeprägtes „Mi¬
lieu" zentrahstischer Entscheidungsmacht - Macht m der Hand von Spitzenbeam¬
ten im jeweiligen Pohtikfeld - bestand, in einem Auflosungsprozess befindet So
soll die neohberale Wende diesen umfassenden zentrahstischen Entscheidungsmo-
dus bis zu dem Punkt aufgebrochen haben, von dem an man tatsächlich von einer
Entgrenzung der verschiedenen gesellschaftlichen - privaten und staatlichen -
Sphären sprechen und ein neuer Typus der Entscheidungsfindung - die Steuemng
in Pohtiknetzwerken - Einzug halten konnte Akzeptiert man diesen Schluss, dann
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muss die Konzentration unserer Untersuchung auf die Verwaltungseliten überholt,
weil rückwärtsgewandt erscheinen. Dieses Verdikt gilt erst recht mit Blick auf die
Sozialpolitik, die ohnehin sehr viel stärker den veränderlichen Einflüssen der Sozi¬
alpartner ausgesetzt ist.
Auch aus diesem Gmnd wollen wir folgende Fragen untersuchen: Welche auf¬
fallenden Kontinuitäten, welche Wendepunkte und Pfadwechsel lassen sich im
Feld der Familienpolitik zwischen 1981 und 1997 ausmachen? Überwiegen die
Wechsel gegenüber den Kontinuitäten? Welche Rolle spielen Regiemngs- und
Richtungswechsel, dadurch dass Parteien unterschiedlicher Couleur in der Macht¬
ausübung aufeinanderfolgten, einmal die Regiemng, einmal die Opposition stell¬
ten, für die familienpolitischen Reformen? Kann die Existenz von Kontinuitäten in
der Familienpolitik unsere Vermutung der Existenz einer „wohlfahrtsstaatlichen
Elite" bestätigen? Und wenn ja, wie hat diese hypothetische Elite in den Entschei-
dungsprozess eingegriffen, wie ist sie mit den politischen Wechseln und entspre¬
chend wechselnden Reformprojekten umgegangen?
Kontinuität der Familienpolitik zwischen 1981 und 1997
Vergleicht man die Familienpolitik mit der Gesundheitspolitik, dann fällt es sicher
schwer, so etwas wie einen dem Plan Juppe vergleichbaren Wendepunkt, der zu
einem Pfadwechsel führt, auszumachen. Beim Plan Juppe handelte es sich um eine
umfassende Reform, wahrscheinlich die grundlegendste seit der Gründungsphase
der französischen „securite sociale" (Sozialversichemng), im Feld der Krankein-
versichemngspolitik. Der Plan institutionalisierte neue Formen öffentlicher Kon¬
trolle der Gesundheitsausgaben, neue Managementmodelle, die zugleich dem Staat
und den Departements größere regulatorische Komptenzen usw. verliehen.
Die Familienpolitik war sehr viel stärker von politischen und ideologischen
Auseinandersetzungen beherrscht. Vereinfacht gesagt schien es auf den ersten
Blick immer wieder darum zu gehen, was letztlich eine „rechte" bzw. eine „linke"
Familienpolitik ausmacht. Aber ist diese Konfliktlinie tatsächlich so relevant? O-
der handelt es sich hier um ein bloßes Scheingefecht, hinter dem sich ganz andere
Aspekte, auch Kontinuitäten jenseits aller ideologischen Streitigkeiten, verbergen?
Blickt man auf die letzten zwanzig Jahre zurück, dann haben sich zwei Haupt¬
richtungen unabhängig von der Farbe der Regiemng abgezeichnet und allmählich
durchgesetzt:
o Die (längerfristig angestrebte) Ausrichtung der Maßnahmen am Prinzip der Se¬
lektivität (Bedarfsprüfung und Zielgmppenorientiemng der Leistungen).
o Eine Tendenz, Beschäftigungspolitik als Familienpolitik und vice versa zu be¬
treiben, z.B. durch Anreize zur Schaffung von Arbeitsplätzen in Privathaushal¬
ten (Kinderbetreuung).
Zwischen diesen beiden Tendenzen besteht selbstverständlich ein innerer Zusam¬
menhang, Sie folgen zum einen aus dem Defizit, mit dem die familienpolitischen
Zeitschnft für Familienforschung, 12 Jahrg , Heft 3/2000, S 5-20 9
Leistungen die Sozialversicherung belasten Mit acht Milliarden Francs 1994, 40
Milliarden 1995, zwölf Milliarden 1996, 14 Milliarden 1997 und einer Milliarde
1998 Das Ende des Defizits sollte und konnte 1999 eneicht werden Zum anderen
erhielt die Familienpolitik eine wachsende Bedeutung bei der Bekämpfung der Ar¬
beitslosigkeit, die im Untersuchungszeitraum auf zwölf Prozent angestiegen war
Selektivität als längerfristiges Reformziel
Anders als allgemem behauptet stellt die Selektivität kern ganz neues Pnnzip m der
franzosischen Sozial- und Familienpolitik dar Eme Wende hm zu einer verstärkten
Bedurftigkeitspmfung stellte bereits Jacques Chaban-Delmas' Politikprojekt der
„Neuen Gesellschaft" aus dem Jahr 1969 dar Dann schlug die Regiemng vor, So-
zialleistungen m erster Lmie den Bedürftigen zukommen zu lassen Der Vorschlag
fiel mit der Wiederentdeckung der Armut m reichen Gesellschaften zusammen
(Lenoir, 1974, Stoleru, 1977) und mundete m em Bündel neuer bedarfsgeprufter
Leistungen Programme für elternlose Kinder (Allocation orphelin) im Jahr 1970,
- eine Maßnahme, die 1975 auch auf Kmder, denen der elterliche (väterliche) Un¬
terhalt nach der Trennung oder Scheidung der Eltem fehlte, ausgedehnt wurde, o-
der Mindestsichemngen für Behinderte (Allocation adulte handicape) 1971 und für
Alleinerziehende (Allocation de parent isole) 19762 Bei der Emführung dieser
Programme spielte Jacques Delors, der Berater Chaban-Delmas' m Sozialfragen,
eme entscheidende Rolle
Seit diesem Zeitpunkt ist der Anteil bedarfsgepmfter Leistungen an allen fami¬
henpohtischen Maßnahmen von 13,5 Prozent (1970) auf 45 Prozent Ende der
1980er Jahre gestiegen Bemcksichtigt man noch das 1988 emgefuhrte RMI („Re-
venu mimmum d'Insertion"), das allen bedürftigen Arbeitslosen sozusagen als
Grundsicherung zusteht und von den Famihenkassen (Caisses d'allocations famiii¬
ales) finanziert wird, dann stiegt dieser Anteil sogar auf 60 Prozent m den 1990er,
vor den Reformen von 1997-1998 Offensichtlich wandelte sich im Untersu¬
chungszeitraum die Familienpolitik zu einer Sozialpolitik für sozial Schwächere
mit dem Ziel größerer materieller Gerechtigkeit Allerdmgs müssen wir an dieser
Stelle daran erinnern, dass es genau dieses Prinzip war, das bereits an der Wiege
der franzosischen Familienpolitik stand Damals gmg es dämm, die Familien der
geringentlohnten franzosischen Industriearbeiter zu unterstutzen Erst heute, vor
dem Hmtergmnd allgemein zugänglicher Leistungen, tritt das Element der Selekti¬
vität (wieder) deutlicher hervor
Die Wiederentdeckung der Armut in den 1960ern, - eine Armut vor allem der
Erwerbsfahlgen, aber Beschäftigungslosen oder eben Beschaftigungsarmen - be¬
schleunigte den Prozess einer Vergesellschaftung der Familienpolitik Die Er¬
werbslosigkeit und die damit verbundene „neue soziale Frage" haben gleichzeitig
Anmerkung der Übersetzerin Diese Leistungen müssen allerdings vor dem Hintergrund
gesehen werden, dass Frankreich bis heute kein allgemeines Recht auf Sozialfhilfe, wie
es 1961 in (West-)Deutschland institutionalisiert wurde (BSHG), kennt
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zu emer Verknappung finanzieller Ressourcen, also zu emer Fmanzkrise3, femer
zu emer Strategieknse und emer Knse der Zielformuherung geführt - und zwar
msbesondere im Bereich der Familienpolitik
Es ist also falsch anzunehmen, erst der Regierungswechsel, der Lionel Jospm an
die Macht brachte, habe die franzosische Gesellschaft mit emem Wendepunkt in
der Sozial- und hier m der Familienpolitik konfrontiert Bekanntlich kundigte Jos¬
pm bei semem Regierungsantritt im Frühjahr 1997 an, m Zukunft alle Geld¬
leistungen an Familien emer Einkommensprufung zu unterwerfen Dieses Vorha¬
ben wurde spater aufgegeben, es hatte allerdmgs eme bereits bestehende Tendenz
nur radikahsiert Insofern muss der heftige Widerstand der rechten Parteien, die
sich auf die Famihenverbande und ihren Dachverband stutzen konnten (Union Na¬
tionale des Associations Famiiiales, UNAF), gegen das sozialistische Projekt eher
als Medium der Konstititon emer Opposition und deren Ausdruck betrachtet wer¬
den Schließlich unterschied sich Jospms Vorschlag kaum vom dem Alain Juppes,
dem früheren Premierrmnister der rechten Koalition, aus dem Jahr 1995 Damals
hat Juppe m emer Rede vor der Nationalversammlung die Familienleistungen als
zu diffus und kompliziert, vor allem aber als zu wenig bedarfsgepmft kritisiert
Sem eigener Vorschlag folgte dem Pnnzip matenaler Gerechtigkeit und zielte auf
die bedürftigsten Familien Die Bemcksichtigung von Familienleistungen im Steu¬
errecht sollte denselben Prinzipien folgen Auch Juppe musste die meisten seiner
Vorhaben auf Dmck der Famihenverbande und der Sozialpartner aufgeben
Man kann also sagen, dass die Hmwendung zu Selektivität oder Zielgmppen-
onentierung m der Familienpolitik: emen langen Prozess darstellt, der Anfang der
1970er einsetzt und zwar unabhängig von der politischen Couleur der Regiemng
(Commaille & Martin, 1998) Die Fmanziemngsprobleme und das kontinuierliche
gewachsene Defizit der Famihenausgaben waren Katalysatoren m diesem Prozess
Eme Konzeption der Familienpolitik, die kostentrachtig ist, erschien den sich ab¬
wechselnden Regiemngen immer weniger machbar Das Prinzip der Selektivität
eröffnete auch den Weg zu emem neuen Modus der Finanzierung der Familien¬
politik, der die Arbeitgeber bzw den Faktor Arbeit entlastete, und semen Aus¬
druck m der Emfühmng der CSG 1991, emer allgemeinen Steuer, fand 1998 wur¬
den fast 40 Prozent der Famihenausgaben durch diese Steuer finanziert, wahrend
1982 noch 98 Prozent von den Arbeitgebern aufgebracht wurden
Jenseits der Rhetonk familienpohtischer Konfliktlinien zwischen den Parteien
und bei genauerer Betrachtung der konkreten famihenpohtischen Vorschlage er¬
scheinen Uberemstrmmungen sehr viel relevanter als der Dissens So enthalten die
Überlegungen Jospms und Juppes mehr Gemeinsamkeiten, als die öffentliche De¬
batte vermuten ließe Beide verfolgten im wesentlichen die Lmie, die Familienpoli¬
tik unter dem Gesichtspunkt der Selektivität und unter Beibehaltung der Idee des
3 Wurden 1960 noch 17 Prozent der famihenpohtischen Leistungen aus Sozialver-
sicherungsbeitragen finanziert, so sank dieser Anteil bis 1988 auf sieben Prozent Das
Finanzierungsgesetz (Ioi de finance) von 1991 führte eine allgemeine Steuer auf alle
Einkommen zur Finanzierung von Sozialausgaben - auch zur Senkung der Arbeitgeber¬
beitrage und Arbeitskosten - ein, die Contribution sociale generahsee (CSG), von der
nun die Finanzierung der Familienpolitik in stärkerem Maße abhangt
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sozialen Ausgleichs neu zu definieren (z B indem die Leistungen nach dem Grad
der Bedürftigkeit und unter dem Gesichtspunkt des Finanzierungsvorbehalts ge¬
wahrt werden sollen) Eme starker umverteilende Familienpolitik diente also auch
dem Sparen
Nach semer Ankündigung einer neuen Politik in semem „discours de pohtique
generale", beriet sich Lionel Jospm mit den Familienverbanden und gab in der
Folge sem ursprungliches Projekt auf (Thery, 1998, Thelot & Villac, 1998) Um
soziale Gerechtigkeit sicherzustellen, schlug Jospin 1998 nach emem Treffen emer
neuen Organisation mit dem Namen „Conference de la famille" vor, die Schwellen
für steuerpflichtiges Einkommen zu senken und gleichzeitig einen steuerverrrun-
demden „Farruhenquotienten" einzuführen
Familienpolitik als Beschäftigungspohtik und Motor der
Kommodifizierung - Aufdem Weg zu emer Duahsierung der
Kinderbetreuung4
Seit Beginn der 1970er Jahre haben sich der Famihenfond m der Sozialversiche¬
rung und staatliche Institutionen um eine aktive Politik der Versorgung mit Betreu¬
ungsmoghchkeiten vor allem für die Gmppe der Kinder, die junger als drei Jahre
sind, bemuht (Norvez, 1990) Parallel zur Ausweitung der weiblichen Vollzeitbe-
schaftigung wurden in den 1970er Jahren verschiedenste Formen der ganztägigen
Klemstkmdbetreuung eingeführt und gefordert Diese Dienste entsprachen den ak¬
tuellen Erwerbswunschen von Frauen, allerdmgs auch dem Bedarf des Arbeits¬
marktes, vor allem im expandierenden Dienstleistungssektor In diesem Kontext ist
die Einführung einer öffentlich anerkannten Beschäftigung, der „Kinderbetreu¬
ung", sowie eines Elternurlaubs (conge parental) zu sehen5
Alle Maßnahmen zielten, wie gesagt, auf Kinder unter drei Jahren Betreuungs-
bedarfe für altere Kinder (zwischen drei und sechs Jahren) waren seit Jahrzehnten
sehr viel radikaler gelost worden Bereits m den siebziger Jahren wurde die über¬
wiegende Mehrheit dieser Kinder m den sogenannten „ecoles maternelles" öffent¬
lich betreut Vor allem m landervergleichende Perspektive ist es wichtig zu beto¬
nen, dass und wamm sich die Kinderbetreuung nun auf Kmder unter drei Jahren
konzentrierte
Maßnahmen, die sich auf die Erhöhung des Betreuungsangebotes nchteten, be¬
schleunigten sich m den 1980er und 1990er Jahren, vor allem m der ersten Amts¬
penode Mitterands Als Präsidentschaftskandidat hatte Mitterand im Jahr 1981 die
Erhöhung der Betreuungsplatze zu emem semer zentralen Anliegen erklart (Fran-
cois Mitterand „Les 110 propositions pour la France", vgl auch Jenson & Sineau,
1995) Das 1981 neugeschaffene Staatsekretanat für Famihenfragen berief rasch
4 Dieser Abschnitt stellt eine Zusammenfassung der Überlegungen in Martin, Math und
Renaudat (1998) dar
5 Dabei handelt es sich um eine im Code du Travail, nicht im Sozialgesetz geregelte unbe¬
zahlte Freistellung von der Beschäftigung mit der Garantie, diese wiederaufnehmen zu
können
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eme Expertenkommission, die Vorschläge für eme solche Politik erarbeiten soll¬
ten. Der Bouyala-Roussille Bericht „L'enfant dans la vie" wurde 1982 der Öffent¬
lichkeit vorgestellt. Er nchtete das Augenmerk auf drei Punkte: (1) Die Fragmen¬
tierung oder mangelnde Kohärenz der Betreuungspohtik, (2) die Bedeutung der
psychischen und physischen Entwicklung m der Sozialisation von Klemstkmdem
(eveil) sowie (3) auf den besorgniserregenden Mangel an individuellen und kollek¬
tiven Betreuungsangeboten. Etwa vierzig Prozent aller Betreuungsangebote für
Kmder unter drei Jahren befanden sich m der Schattenokonomie; die Beschäftigten
wurden weder gemeldet noch kontrolliert. Laut Erhebung besuchten nicht einmal
zehn Prozent der Kleinkinder eme Tagesbetreuung6. Neben der germgen Zahl an
Betreuungsplätzen kntisierte der Bencht auch die sehr unterschiedlichen Kosten
der verschiedenen Angebote. Die Bestandsaufnahme führte zur Fordemng, ein
qualitativ hochwertiges System außerfamilialer Betreuung zu schaffen, das dem
Erziehungs- und Gesundheitsbedürfiiissen von Kleinkindern gerecht wird Diese
Forderung bildete den Auftakt der Bereitstellung von quantitativ und qualitativ
ausreichenden Kmderbetreuungsangeboten vor allem m der Phase bis 1985.
Die Vorschläge dieses maßgeblichen Famihenbenchtes wurden von den Caisses
d'allocation famiiiales (CAF), die im Jahr 1981 beschlossen hatten, die Kmderbe-
treuungsfrage zu emer ihrer ersten Prioritäten zu machen, aufgegriffen Zwei Jahre
später schlössen sie sogenannte „contrats creches" (Verträge zur Bereitstellung
von Knppenplätzen) ab, die auf die Erhöhung des Betreuungsangebotes für Kinder
unter drei Jahren zielten Der Vertrag garantierte die Subventionierung, teilweise
sogar die vollständige Übernahme der Kosten, die die Kommunen, die neue Krip¬
penplätze schufen, zu tragen hatten, für emen Zeitraum von fünf Jahren Zwar hat¬
te sich die Zahl der Knppenplätze seit den sechziger Jahren kontinuierlich erhöht,
sie war aber hmter dem durch den Anstieg der Müttererwerbsarbeit ausgelosten
Bedarf weit zurückgeblieben. Wenn, dann war das Angebot vor allem m den grö¬
ßeren und/oder reicheren Kommunen und Regionen, z.B. m und um Paris erhöht
worden. Deshalb zielten die contrats creches hauptsachlich auf Gememden mit ei¬
nem geringen Betreuungsangebot.
Im gleichen Zeitraum erhielten die Kommunen per Gesetz bzw als Teil der
staatlichen Dezentrahsierungstrategie die Zuständigkeit für die Verwaltung der
Kinderbetreuungseinnchtungen. In der Folge nchteten viele Kommunen ein Amt
für Klemkmdbetreuung em (service petite enfance)7. Die Anreize, die die CAF set¬
zen wollten, waren sicherlich ungenügend. So wurden auch die gesteckten Ziele
nicht eneicht (statt den ursprünglich anvisierten 100.000 nur 20.000 Platze im Jahr
1988). Die Maßnahmen folgten emer zweifachen Logik: Der Logik der größt¬
möglichen Nahe zum Bedarf durch verstärkte öffentliche Anstrengungen und
Schaffung von neuen Ganztagesknppen sowie der Logik der Vergabe von Geld¬
leistungen an Familien, die ihr Kleinkind m eme der öffentlich anerkannten Be-
6 Nur vier Prozent der Kleinkinder wurden 1982 in öffentlichen Krippen betreut
7 Es ist wichtig daran zu erinnern, dass die Kommunen anders als im Fall der ecoles ma-
ternelles - der öffentlichen Betreuung von Kindern über drei Jahren - nicht zur Bereit¬
stellung von Krippenplätzen (sei es in Eigenleistung oder durch Delegation an andere
Trager) verpflichtet sind
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treuungsemnchtungen gaben Im Jahr 1980 war em Zuschuss zu den Kinderbetreu¬
ungskosten, die „prestation speciale assistante matemelle" (PSAM), emgeführt
worden Sie konnte auch an formelle wie informelle Kinderfrauen weitergegeben
werden
Man kann die zweite Hälfte der 1980er Jahre als Fortsetzung vergangener
Trends naher kennzeichnen, z B der weiteren Ausweitung des Betreuungsangebo¬
tes, sowie als Strategie der Diversifizierung dieses Angebotes So wurden neue
Maßnahmen zur Deckung des Bedarfes an Platzen für Kinder über drei Jahren em¬
geführt (msbesondere Hortbetreuung vor und nach der Schule) Die Behörden än¬
derten die Regelungen des unbezahlten Elternurlaubs (conge parental), der 1977
zur besseren Verembarkeit von Bemf und Famihe geschaffen worden war und der
auch den Eltern den zeitweiligen Ausstieg aus dem Arbeitsmarkt oder die Verrin¬
gerung der Arbeitszeit nach der Geburt des Kmdes ermöglichen sollte 1985 wurde
eme neue Geldleistung, die allocation parentale d'education (APE), für den Eltern¬
teil, der aus dem Arbeitsmarkt ausscheidet, emgeführt Dabei handelt es sich um
erne bedarfsgepmfte Leistung für Familien mit mindestens drei Kmdem (darunter
ein Kind, das junger als drei Jahre alt ist)
Das Konzept der Verembarkeit („conciliation"), das dem Gros der Maßnahmen
zur Kleinkindbetreuung zugrundelag und Frauen die Erwerbsbeteihgung erleich¬
tern sollte, ist inzwischen zweideutig geworden Heute deckt es zwei verschiedene
Bedeutungen ab Zum emen den vollständigen Ausstieg aus der oder die Reduzie¬
rung der Beschäftigung, zum anderen Möglichkeiten, im Arbeitsmarkt zu bleiben,
weil das Betreuungsangebot dies erlaubt Außerdem erstrecken sich nicht alle öf¬
fentlichen Angebote über den ganzen Arbeitstag, auch Teilzeitangebote entspre¬
chen dem öffentlichen Auftrag Die contrats creches wurden 1988 von den contrats
enfance (Kindheitsvertragen) abgelost Diese Vertrage zwischen den CAF und den
Kommunen waren großzugiger ausgelegt Die CAF übernahmen emen größeren
Teil der Kosten der Betreuung nun auch von Kindern, die alter als drei Jahre wa¬
ren Der Vertrag zielte nicht nur auf die Erhöhung des Angebotes m öffentlichen
(öffentlich anerkannten) Einrichtungen, er eröffnete auch Möglichkeiten zur Di¬
versifizierung des Angebotes („multi-accueü"), so z B die Kombmation von kon¬
tinuierlicher und vorübergehender Betreuung unter einem Dach neben Angeboten
für kranke Kmder, Schulkinder oder erschöpfte Mutter In solchen relais assistan-
tes maternelles - ansatzweise vielleicht deutschen Mutterzentren vergleichbar -
konnten Eltern, Betreuer/innen und Erziehungsberater auch mitemander kommu¬
nizieren
Die Politik der Gewahrung von Geldleistungen an Familien, die sich für indivi¬
duelle Formen der Kinderbetreuung entschieden, wurde verstärkt Zunächst, im
Jahr 1987, wurde die „allocation de garde de l'enfant a domicile" (AGED) für El¬
tern eingeführt, die eine Hilfe zur Betreuung von Kindern unter drei Jahren zuhau¬
se beschäftigten Im nächsten Schritt wurde der Status der Tagesmutter verbessert
Schließlich wurde die steuerliche Vergünstigung für jedwede Betreuung - soweit
öffentlich registriert - (private Beschäftigung zuhause, Tagesmutter, Kollektiv¬
betreuung usw) erhöht Auch wenn das System komplexer wurde, setzte es doch
die Tendenzen der frühen 80er Jahre fort Hilfen für Familien mit ganz kleinen
Kindem und Fordemng der kindlichen Entwicklung
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Erne einzige Maßnahme wich jedoch von dieser Logik, die sich hauptsächlich
um die Frage der Betreuungsqualität drehte, ab: AGED wurde und wird Familien
ohne jede Berücksichtigung von Aspekten der Betreuungsqualität gewährt8. Weder
die Qualität noch die Ausgestaltung der Betreuung werden kontrolliert. (So könnte
es ja durchaus der Fall sem, dass die Hilfe das Kind gar nicht betreut oder aus¬
schließlich Hausarbeiten erledigt). Ziel dieser Maßnahme ist einzig und allein die
Schaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten bzw. die Verwandlung von Schwar¬
zarbeit in reguläre Beschäftigung. Insofern markiert diese Sozialleistung einen
Wendepunkt in der Familien-, konkret in der Betreuungspolitik, zu Beginn der
1990er Jahre.
Um die Beschäftigung von Betreuungshilfen zu erleichtem und die Schwarzar¬
beit auf diesem Feld in den Griff zu bekommen, führte die Regiemng Anfang der
1990er Jahre eine Reihe von Maßnahmen ein. Sie sollten bürokratische Hürden be¬
seitigen und Arbeitskosten, insbesondere Belastungen durch Sozialabgaben, sen¬
ken helfen. Der Zuschuss zu den Betreuungskosten (PSAM) wurde 1990 durch ei¬
ne neue Geldleistung, der „aide pour l'emploi d'une assistante matemelle agreee"
(AFEAMA), ersetzt, die nun einen größeren Teil der Kosten für die Beschäftigung
einer registrierten Hilfe decken sollte. Dieser Zuschuss entspricht genau der Sum¬
me aller vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu leistenden Abgaben, das sind 40
Prozent der gesamten Arbeitskosten. Er soll die Haushalte davon abhalten, auf das
Angebot unregistrierter Hilfen, die sich zahlenmäßig mit den registrierten in etwa
die Waage halten, zurückzugreifen. Darüber hinaus sollte die Vereinfachung des
bürokratischen Verfahrens der Registrierung und Leistungsgewähmng die Zahl re¬
gistrierter Hilfen erhöhen. Andere Maßnahmen dienten wiedemm der Professiona¬
lisierung bzw. Verbessemng des Status dieser Hilfen, z.B. durch die Pflicht zur
Teilnahme an Qualifiziemngsmaßnahmen oder durch Lohnerhöhungen.
Im Zuge des Ausbaus regulierter häuslicher Kinderbetreuung - neben der oder
gegen die Kollektivbetreuung - hat die Regiemng das Programm „familiale Be¬
schäftigung" (emplois familiaux) geschaffen. Es besteht vor allem in der Vereinfa¬
chung der Verfahren, z.B. der Einstellung einer Hilfe, sowie in großzügigen Steu¬
ernachlässen. Zielgruppe sind gutsituierte (meist Zweiverdiener-) Familien, die es
sich leisten können, eine Hilfe zuhause zu beschäftigen und deren Einkommen
bzw. Steuerbelastung hoch genug ist, um von der Steuervergünstigung zu profitie-
Man kann APE, ein Programm, das die mütterliche Betreuung fordern soll, durchaus in
der gleichen Weise interpretieren. Da die kindliche Sozialisation in kollektiven Einrich¬
tungen oder Internaten im Hinblick auf die kindliche Entwicklung in Frankreich positiv
beurteilt wird, ist es durchaus konsequent zu behaupten, ein Kind entwickele sich in der
öffentlichen Kollektivbetreuung besser als in Obhut einer unqualifizierten Person, selbst
wenn es sich dabei um die eigene Mutter handelte. Allerdings gehen die Meinungen im
Fall von Kindern unter drei Jahren auseinander; gegen eine außerhäusliche Fremdbetreu¬
ung dieser Gruppe von Kindern existieren auch starke ideologische Vorbehalte. Dies ist
anders im Fall von Kindem, die älter als drei Jahre sind, die traditionell auch dann öf¬
fentlich betreut werden oder ein Internat selbst dann besuchen, wenn ihre Mütter nicht
erwerbstätig sind.
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ren9 Zweiverdiener-Paare mit emem Kmd unter drei Jahren können diesen Steuer¬
nachlaß mit AGED kumulieren
Um die Zahl der registrierten Betreuungshilfen zu erhohen, wurden neue Maß¬
nahmen eingeführt, die auch die Betreuung m der Wohnung der Hilfen fordern
sollten AFEAMA, das Programm, das im Pnnzip die Sozialabgaben abdeckt, wur¬
de 1992 durch emen weiteren Zuschuss ergänzt Gleichzeitig wurden das Verfah¬
ren der Beitragszahlung und andere Formalitäten weiter veremfacht Die Einfüh¬
rung emes Dienstleistungsschecks (cheque emploi Service) sollte ebenfalls die Be¬
schäftigung von Haushaltshilfen erleichtern10
Seit Anfang der 1990er Jahre ist em Hauptanliegen der Betreuungspohtik die
Schaffung von Arbeitsplätzen, wie die Vielzahl der Debatten über neue Beschafti-
gungspotentiale (gisements d'emplois de proximite) zeigt Diese regulative Politik
unterscheidet sich radikal von früheren Formen sozialpolitischer Intervention Eme
ökonomische Logik hat alle anderen Logiken, die Fragen der Qualität emer Lei¬
stung oder der kmdhchen Entwicklung usw noch m den Mittelpunkt stellten, ab¬
gelost Die Subventiomemng (solvabilisation) der potentiellen Nachfrage ist zur
ersten, wenn nicht sogar einzigen Priorität der Politik geworden Das Wohl der
Kinder ist ms Hmtertreffen geraten Die neuen Maßnahmen haben außerdem zu
Verzerrungen im Betreuungsangebot geführt Durch die massive Fordemng der re¬
gistrierten häuslichen Fremdbetreuung - sei es im elterlichen Haushalt oder im
Haushalt der Hilfe - sind die früheren Anstrengungen, das Angebot an kollektiver
Betreuung zu erhohen, zumindest m einigen Quartieren und Kommunen m Frage
gestellt
Die jüngsten Reformen beleuchten, wie Beschaftigungspohtik im Gewand der
Betreuungspohtik daherkommt (Fagnani, 1997, Fagnani & Gngno, 1997) So wur¬
de der maximale Steuerfreibetrag für die Beschäftigung emer häuslichen Hilfe
1994 von 13 000 auf 45 000 Francs erhöht Einige Monate spater wurde der Be¬
treuungszuschuss AGED mehr als verdoppelt und der anspmchsberechtigte Perso¬
nenkreis auf Familien mit einem Kind im Alter zwischen drei und sechs Jahren
ausgedehnt Da beide Leistungen kumuliert werden dürfen, belauft sich die gesam¬
te Subvention auf 70 Prozent der Kosten, die für die Beschäftigung einer Ganz-
tagshilfe anfallen Wenig ubenaschend verdoppelte sich die Zahl der Leistungsem-
pfanger zwischen 1994 und 1996 (von 25 000 1994 auf 54 000 1996) Die Lei¬
stung, die die AFEAMA ergänzte, wurde 1994 um mehr als fünfzig Prozent er¬
höht 1996 nutzten etwa 350 000 Familien die Hilfe öffentlich registrierter Betreu¬
ungsdienste in ihrem Haushalt und erhielten dafür AFEAMA Wahrend sich das
öffentlich anerkannte Angebot zweifellos erhöhte und ausdifferenzierte, profitieren
9 Im Unterschied zu anderen europaischen Landern macht die Einkommensteuer nur einen
geringen Teil des gesamten Steueraufkommens in Frankreich aus, sie ist zudem auf gut¬
situierte Haushalte konzentriert, mehr als die Hälfte aller Haushalte zahlt keine Einkom¬
menssteuer
10 Wird eine Hilfe nur für acht Stunden die Woche beschäftigt, so müssen kein Arbeitsver¬
trag oder Lohnvereinbarung geschlossen werden Die Leistung wird mit dem Dienstlei¬
stungsscheck abgegolten, was die Verfahren insbesondere der Berechunung und Lei¬
stung der Sozialabgaben vereinfacht
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nur bestimmte soziale Segmente von diesem differenzierten Angebot. Nur be¬
stimmte Familien können zwischen einem individuellen und emem kollektiven
Angebot wählen. Die familienpolitischen Maßnahmen der 1990er Jahre förderten
aber diese Familie durch die Politik der Erhöhung des Angebots an individueller
häuslicher Fremdbetreuung. Sie zielten nicht auf Familien mit Niedrigeinkommen,
die immer noch auf den Schwarzarbeitsmarkt oder auf hochsubventionierte Kol¬
lektivbetreuung angewiesen sind (Fagnani & Rassat, 1997).
Eltern, die NieoMgeinkommen beziehen, werden stärker als früher ermutigt, ihre
Kinder selbst zu betreuen. APE, die Geldleistung, die während des Erziehungsur¬
laubs gezahlt wird und zunächst nur von Familien mit mindestens drei Kindem be¬
ansprucht werden konnte, wurde auf Zweikinderfamilien ausgedehnt. Anders als in
Deutschland kann nur ein Elternteil, der vor dem Antritt des Erziehungsurlaubs
wenigstens zwei Jahre lang (in einem Zeitraum von fünf oder zehn Jahren je nach
Kinderzahl) erwerbstätig war, APE beantragen. 95 Prozent der Empfänger sind
Mütter. APE wurde als arbeitmarktpolitische Maßnahme zur Entlastung des Ar¬
beitsmarktes konzipiert (Fagnani, 1995). Auch wenn man diese Sozialleistung
nicht unbedingt als Kinderbetreuungspolitik klassifizieren kann, beeinflusst sie
dennoch die Nachfrage nach Betreuung. APE wird, teilweise weil es sich um eine
pauschalierte Geldleistung handelt, meist von Bezieherinnen von Niedrigeinkom¬
men oder von gering qualifiziert Beschäftigten beanspmcht. Frauen wissen sehr
genau um den trade-off zwischen dieser Geldleistung, einem niedrigen Lohn oder
dem Arbeitslosengeld (AFSA, 1996). Die Folgen dieser Politik für den Arbeits¬
markt sind ambivalent einzuschätzen: Eine mehrjährige Erwerbsunterbrechung
kann bereits bestehende Arbeitslosigkeit verlängern und verschärfen. Jedenfalls
tragen diese Folgen deutliche geschlechterspezifische Züge, verstärken sie doch
die traditionelle Verteilung familialer Aufgaben und die Geschlechterspezifik der
Arbeitsmarktchancen (Fagnani, 1996).
Nimmt man den Standpunkt der Beschäftigungspolitik ein, dann stellt die Kol¬
lektivbetreuung wegen ihres Qualitätsanspmchs im Vergleich zur individualisier¬
ten Fremdbetreuung die treuere und weniger effektive Strategie der Vermehrung
von Beschäftigungsmöglichkeiten dar. Diese Vermehrung wird durch die Einstel¬
lung von befristet, oft Teilzeit beschäftigten und geringentlohnten häuslichen Hil¬
fen, die kerne Aufstiegsperspektiven haben, bewirkt. Die massive öffentliche Un¬
terstützung der häuslichen Arbeitgeber, insbesondere in Gestalt der Übernahme der
Sozialabgaben und der großzügigen Steuerfreibeträge, sind Bestandteil dieser Be¬
schäftigungspolitik.
Die Konzentration öffentlicher Ressourcen auf Familien, die sich individuali¬
sierte Formen der Betreuung leisten können, ist sicherlich ökonomisch effizient.
Im Unterschied zu vielen anderen europäischen Ländern (Deutschland ausgenom¬
men), hat Frankreich bisher die Ausgaben für die öffentliche Betreuung noch nicht
gesenkt, obwohl diese weiter angestiegen und vergleichsweise hoch geblieben
sind. Allerdings hatte die Verwandlung der Betreuungs- in Beschäftigungspolitik
deutlich anti-redistributive Züge im Bereich der Betreuung von Kleinstkindern.
Schließlich begünstigen die neuen Maßnahmen vor allem die Besserverdienenden,
die sich die Beschäftigung einer Hilfe leisten können, und in geringerem Maße die
Bezieher von mittleren Einkommen, die auf die Angebote registrierter Hilfen zu-
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mckgreifen Die Maßnahmen, die in den 1990er Jahren erlassen und von beschaf-
tigungspohtischen Erwägungen geleitet wurden, haben Familien mit Niedrigein¬
kommen ganz aus dem Blick verloren Diese Familien smd wahrschemlich mehr
als bessersituierte auf bezahlbare und leicht zugängliche Betreuungsangebote an¬
gewiesen
Akteure der Kontinuität
Lasst sich nun die Kontmuitat in den politischen Leitlinien über die Regierungs¬
wechsel hmweg durch die kontinuierliche Präsenz einundderselben Akteure erklä¬
ren? Gab und gibt es eme homogene wohlfahrtsstaathche Elite7 Oder ist es der po¬
litische Kontext, der über Kontmuitat oder Diskontinuität der Pohtüc entscheidet7
Um überhaupt so etwas wie eme Elite identifizieren zu können, müssen wir zu¬
nächst die Struktunemng des politisch-administrativen Milieus vor Begmn unseres
Untersuchungszeitraumes analysieren
Der kontinuierliche Einfluss der kleinen Zahl
Von Anfang an - das heißt etwa seit Ende der 1930er Jahre - lasst sich eme fort¬
schreitende Spezialisierung der famihenpohtischen Akteure beobachten Zunächst
waren es hauptsächlich die Trager politischer und ideologischer Überzeugungen,
die sich rasch mit den politisch-administrativen Akteuren, z B mit Alfred Sauvy,
Adolph Landry oder Georges Perrot und einigen anderen, die die Demographie m
Frankreich auf den Weg gebracht und gefordert hatten, zusammentaten Diese Ak¬
teure verkörperten sozusagen den „Geist des Staates", wie Remi Lenoir (1995) es
nannte Diesem Geist entsprechend galten demographische Fragen als politische
Fragen, deren sich auch die politische Rhetorik bediente Der eigentliche Wende¬
punkt, der dem technokratisch orientierten Milieu zum Aufstieg m der Familienpo¬
litik verhalf, fiel in die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg (1945-1965) Emige
Spitzenbeamte, die die bemhmten Polytechmques und Ecoles Nationales (ENA)
absolviert hatten, spezialisierten sich in der Familienpolitik Diese Akteure über¬
nahmen eine doppelte - eme bürokratische und eme wissenschaftliche - Rolle Die
Nachkriegszeit wird auch als das Goldene Zeitalter des Famihsmus bezeichnet
Seit Mitte der 1960er Jahre beschleunigte sich allerdmgs der Prozess der Techno-
kratisierung des Milieus mit dem Einzug der „Enarques", was zu emem Bruch
zwischen Verwaltung und wissenschaftlichem Netzwerk führte Mitte der 1970er
Jahre hatte sich die Gestalt des typischen Entscheidungsfragen vollständig gewan¬
delt Akteure, wie Jacques Delors oder Bertrand Fragonard, ENA geschult und
Mitglieder der „Cours de comptes" (Rechnungshöfe), hatten nun entscheidenden
Einfluss auf die Reformen in unserem Untersuchungszeitraum
Betrachtet man die Zusammensetzung dieses Milieus, dann kann weder für die
1970er und 1980er noch für die 1990er von einem Bmch gesprochen werden Das
Schlüsselwort lautet vielmehr „Kontinuität" Das bezeichnendere Beispiel ist si-
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cherhch Bertrand Fragonard, der, nachdem er die ENA im Jahr 1964 absolviert
hatte, alle für die Familienpohnk relevanten Schlüsselpositionen nachemander m
sich veremte Nach emer kurzen Tätigkeit im Industnemmistenum nahm er frei¬
willig eme Position m emem weniger prestigetrachtigen Bereich an Er wechselte
m die Sozialverwaltung und wurde zunächst Direktor im Kabinett des Sozial¬
ministers Rene Lenoir 1974 hatte er die Position eines „Secretaire d'Etat a Faction
sociale", also emes Staatssekretars im Feld der Soziapolitik inne Von 1978 bis
1979 war er „Directeur adjoint" der Gesundheits- und Sozialrmnisterin Simone
Veil Danach war er fast acht Jahre lang Direktor der „caisse nationale des alloca-
tions famiiiales" (CNAF), dem Famihenfond der Sozialversicherung Zwischen
1987 und 1988 wirkte er als „Cornmissaire general au plan", sozusagen als Pla-
nungskommisssar, dann acht Jahre lang als Delegue interministeriel de RMI (reve-
nu minimum d'insertion), also als interministerieller Beauftragter für die Grundsi¬
cherung im Fall von Arbeitslosigkeit Zwischen 1993 und 1995 war er wieder Be¬
auftragter der Sozialrmnisterin Veil In dieser Funktion formulierte er maßgeblich
die familienpohtische Reform des Jahres 1994
Diesem Milieu gelang es, die verschiedenen Regiemngswechsel zu uberbmcken
und eme Schlusselrolle m der Formuliemng der Reformen zu behalten Dass dies
gelang, lasst sich sicher auch auf die sehr kleine Zahl der Mitglieder dieses Netz¬
werkes zumckführen Alle interviewten Spitzenbeamte unterstrichen diesen Punkt
Sie bestätigen das Faktum, dass etwa zwanzig zentrale Akteure wahrend der ge¬
samten untersuchten 19 Jahre das Pohtikfeld bestimmten
Handlungszwänge und Kooperationen
Untersucht man die Reformen und den sie tragenden Pohtikprozess ausführlicher,
dann entdeckt man em Muster, das aus drei Elementen besteht
1 Der zentralen Rolle des Kontextes, er hat sozusagen Katalysatorfunktion im Re-
formprozess,
2 der zentralen Rolle der Ministerkabinette sowie die Mobilisierung emiger Sek¬
toren der (Sozial-)Verwaltung (der Elite der Familien- und Sozialpolitik) und
3 der sehr viel schwächeren Position der „Directum de l'action sociale" im Ver¬
gleich zu der des Famihenfonds m der Sozialversicherung (CNAF), letzterer
konzentriert die Expertise und die Kontakte zu den Sozialpartnern und Fami¬
lienverbanden
Was den ersten Punkt betrifft, muss unbedingt betont werden, dass zumindest im
Bereich der Familienpolitik (der sich wesentlich von der Gesuncüieitspohtik unter¬
scheidet) Ideologien und politische Kontroversen, die auch von den Medien und
der Öffentlichkeit aufgegriffen werden, das Feld für Reformen vorbereiten können
Auch politische Kampagnen (zB im Zusammenhang mit Wahlen), die Verspre¬
chungen machen, spielen eme große Rolle Umgekehrt können Politiker nicht von
den Reaktionen der Burger/innen auf Reformprojekte abstrahieren Familie betrifft
fast jeden Burger, jede Bürgerin Ihr Interesse an der Familie kann für die Reform-
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vorhaben genutzt werden, wie es z B der Fall beim jüngsten Solidantatspakt ge¬
wesen ist Die ideologische Dimension ist das, was nach Memung der wohlfahrts¬
staathchen Elite dem Pohtikfeld Familie einen besonderen Reiz verleiht Es han¬
delt sich eben um beides - emen ideologisch besetzten bzw besetzbaren und emen
technokratisch zu bewältigenden Bereich Dies wertet die Elite als positiv
Die Spitzenbeamten agieren m emem von politischen Wandel, Rhetonken und
Versprechungen aller Art geprägten Kontext sozusagen gegen die Strömung Sie
bereiten die Reformen vor und erarbeiten die notwendigen Daten Dies erklart
auch die strategische Position der CNAF, der Institution, die über eme umfassende
Expertise m Familienfragen verfügt (Statistiken, Finanzierung, Forschungsergeb¬
nisse)
Eme ausführlichere Analyse konnte genauer darstellen, wie nun diese wenigen
Spitzenbeamte ihre Rolle spielten, wie sie Reformen vorbereiteten, mit Daten und
Argumenten unterfüttert an die verschiedenen zustandigen Mmister weiterleiteten,
wie oft sie m Kontroversen unterlagen und das Projekt selbst dann beiseite legten,
wenn es sich um ein Wahlversprechen gehandelt hatte Dieses Schicksal teilen die
Projekte der API-Reform, die vom Kabinett der Ministerin Barzach 1986 fallenge¬
lassen wurde, oder das Projekt der Wahlfreiheit, von dem sich 1994 die Ministerin
Codacciom verabschiedete Jeweils siegten die technischen und ideologischen Ar¬
gumente der wohlfahrtsstaathchen Elite Im Untersuchungszeitraum ließ sich
schließlich eme enge Kooperation zwischen dem Kabinett des Sozialministers,
manchmal sogar des Premierministers und der Leitung der CNAF ausmachen Die¬
se Kooperation erwies sich jedes Mal als starker als der Widerstand der Sozialpart¬
ner oder sogar der Famihenverbande, die ihre Vetomacht im Untersuchungszeit¬
raum verloren
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